
Mit dem vorliegend mit Rechtsmittel angefochtenen Beschluss 
sei das Gericht nicht den vom Gerichtshof im Urteil „Comitato 
Venezia vuole vivere“ vom 9. Juni 2011 aufgestellten Erforder­
nissen nachgekommen, wonach die Entscheidung der Kommis­
sion „selbst alle wesentlichen Angaben für ihre Durchführung 
durch die nationalen Behörden enthalten [muss].“ Obwohl in 
der Entscheidung die wesentlichen Angaben für ihre Durchfüh­
rung durch die nationalen Behörden fehlten, habe das Gericht 
keinen Fehler bei der von der Kommission in der streitigen 
Entscheidung angewandten Methode festgestellt, woraus sich 
ein Rechtsfehler ergebe. 

Auf der Grundlage der vom Gerichtshof in dem Urteil „Comit­
ato Venezia vuole vivere“ aufgestellten Grundsätze müsse bei 
der Wiedererlangung der Mitgliedstaat — und somit nicht der 
einzelne Empfänger — im Einzelfall das Vorliegen der Voraus­
setzungen von Art. 107 Abs. 1 AEUV darlegen. Im vorliegenden 
Fall aber habe die Kommission in der angefochtenen Entschei­
dung versäumt, die „Modalitäten“ dieser Prüfung klarzustellen; 
daher habe die Italienische Republik, da sie nicht über die we­
sentlichen Angaben verfügt habe, um bei der Wiedererlangung 
darzulegen, ob die gewährten Erleichterungen für die Empfänger 
staatliche Beihilfen darstellten, mit dem Gesetz Nr. 228 vom 
24. Dezember 2012 (in Art. 1 Abs. 351 ff.) beschlossen, die 
Beweislast entgegen der Unionsrechtsprechung umzukehren. 
Nach dem italienischen Gesetzgeber sei es insbesondere nicht 
Aufgabe des Staates, sondern der einzelnen Unternehmen, die 
Empfänger der gewährten Beihilfen in Form von Steuererleich­
terungen seien, zu beweisen, dass diese Erleichterungen nicht 
den Wettbewerb verfälschten und auch nicht den Handel zwi­
schen den Mitgliedstaaten beeinträchtigten; andernfalls werde 
vermutet, dass die gewährten Erleichterungen geeignet seien, 
den Wettbewerb zu verfälschen und den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. All dies stehe in offensicht­
lichem Widerspruch zu den vom Gerichtshof im Urteil „Comit­
ato Venezia vuole vivere“ aufgestellten Grundsätzen. 

Klage, eingereicht am 26. Februar 2013 — Europäische 
Kommission/Hellenische Republik 

(Rechtssache C-96/13) 

(2013/C 129/15) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: M. 
Patakia und A. Tokár) 

Beklagte: Hellenische Republik 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Hellenische Republik dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus Art. 2, Art. 44 Abs. 2 und Art. 48 
in Verbindung mit Art. 2 der Richtlinie 2004/18/EG ( 1 ) ver­
stoßen hat, dass sie in der Bekanntmachung einer Ausschrei­
bung im offenen Verfahren für die Erbringung von Dienst­

leistungen zur technischen Unterstützung des OPS-IKA 
[Integriertes Informationssystem der Idryma Koinonikon As­
faliseon (griechische Sozialversicherungsanstalt)] und für die 
Website des IKA sowie für die Erweiterung der Datenbanken 
für einen Zeitraum von 30 Monaten (Ausschreibung 
Nr. L30/POY/9/5-6-2009 — Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union unter der Nr. 2009/S110-159234) 
Bedingungen aufgestellt hat, nach denen die Bieter zum 
einen über Erfahrung in der Durchführung vergleichbarer 
Verträge bei einer griechischen Sozialversicherungseinrich­
tung verfügen mussten und zum anderen die Erfahrung 
der Subunternehmer nicht als Erfahrung der Bieter angeführt 
werden konnte; 

— der Hellenischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

1. Der geltend gemachte Verstoß gegen Art. 44 Abs. 2 und 
Art. 48 in Verbindung mit Art. 2 der Richtlinie 2004/18/EG 
betrifft das Ausschreibungsverfahren des IKA als öffentlichen 
Auftraggeber hinsichtlich der Erbringung von Dienstleistun­
gen zur technischen Unterstützung des OPS-IKA und der 
Website des IKA sowie der Erweiterung der Datenbanken. 

2. Die Kommission ist der Auffassung, dass die Ausschrei­
bungsbedingung, dass Erfahrung in der Errichtung des OPS 
für einen Sozialversicherungsträger in Griechenland vorlie­
gen müsse, eine geografische Bedingung darstelle, die gegen 
die in Art. 2, Art. 44 Abs. 2 und Art. 48 der Richtlinie 
2004/18 niedergelegten Grundsätze der Gleichbehandlung 
und der Nichtdiskriminierung verstoße. 

3. Die griechischen Behörden seien in ihren Antworten auf die 
mit Gründen versehene Stellungnahme der Kommission die 
Verpflichtung eingegangen, alle Änderungen entsprechend 
der Rüge der Kommission vorzunehmen, und hätten damit 
den geltend gemachten Verstoß im Wesentlichen einge­
räumt. 

4. Auch die Ausschreibungsbedingung, nach der die Erfahrung 
der Subunternehmer des Bieters nicht als dessen Erfahrung 
angeführt werden könne, verstoße gegen Art. 48 der Richt­
linie 2004/18, weil sich die Bieter aufgrund dieser Bedin­
gung nicht auf die Erfahrung Dritter berufen könnten, um 
nachzuweisen, dass sie über die erforderliche technische 
Befähigung für die Durchführung des fraglichen Vertrags 
verfügten. 

5. In ihrer Antwort hätten die griechischen Behörden sich ver­
pflichtet, in der Bekanntmachung der neuen Ausschreibung 
ausdrücklich die Möglichkeit für als Bieter auftretende Wirt­
schaftsteilnehmer vorzusehen, sich auf die entsprechende 
Erfahrung Dritter — wie Subunternehmer — zu berufen, 
und damit auch den zweiten Vorwurf der Kommission im 
Wesentlichen eingeräumt. 

6. Den griechischen Behörden sei es jedoch nicht gelungen, ein 
konkretes Datum für die Bekanntmachung der neuen Aus­
schreibung festzulegen; sie hätten vielmehr beschlossen, die 
Laufzeit des vorherigen Vertrags unter Berufung auf Gründe 
der internen Rechtsordnung zu verlängern.
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7. Die Kommission habe folglich festgestellt, dass der geltend 
gemachte Verstoß gegen die genannten Bestimmungen der 
Richtlinie 2004/18 weiterhin bestehe und mit den vorgetra­
genen Gründen nicht gerechtfertigt werden könne, so dass 
sie Klage erhoben habe, um diesen Verstoß durch den Ge­
richtshof feststellen zu lassen. 

( 1 ) ABl. L 134 vom 30.4.2004, S. 114. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Sibiu (Rumä­
nien), eingereicht am 27. Februar 2013 — Silvia Georgiana 
Câmpean/Administrația Finanțelor Publice a Municipiului 

Mediaș, Administrația Fondului pentru Mediu 

(Rechtssache C-97/13) 

(2013/C 129/16) 

Verfahrenssprache: Rumänisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Sibiu 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Silvia Georgiana Câmpean 

Beklagte: Administrația Finanțelor Publice a Municipiului Mediaș, 
Administrația Fondului pentru Mediu 

Vorlagefragen 

1. Sind die Bestimmungen des Gesetzes Nr. 9/2012 mit Art. 
110 AEUV unvereinbar und liegt tatsächlich eine offensicht­
lich diskriminierende Maßnahme vor? 

2. Kann Art. 110 AEUV dahin ausgelegt werden, dass er den 
Vorschriften des Gesetzes Nr. 9/2012 (in dessen ursprüng­
lichen Fassung), mit denen eine Steuer auf Schadstoffemis­
sionen für Kraftfahrzeuge eingeführt wird, entgegensteht, 
wenn diese steuerliche Maßnahme in der Weise ausgestaltet 
ist, dass sie die Inbetriebnahme von in anderen Mitglied­
staaten erworbenen Gebrauchtfahrzeugen in diesem Mit­
gliedstaat erschwert, ohne zugleich den Erwerb von Ge­
brauchtfahrzeugen desselben Alters und mit derselben Ab­
nutzung auf dem inländischen Markt zu erschweren? 

Vorabentscheidungsersuchen des Højesteret (Dänemark), 
eingereicht am 27. Februar 2013 — Martin Blomqvist/ 

Rolex SA, Manufacture des Montres Rolex SA 

(Rechtssache C-98/13) 

(2013/C 129/17) 

Verfahrenssprache: Dänisch 

Vorlegendes Gericht 

Højesteret 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Martin Blomqvist 

Beklagte: Rolex SA, Manufacture des Montres Rolex SA 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 2001/29 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmo­
nisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der 
verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft ( 1 ) 
dahingehend auszulegen, dass eine „Verbreitung an die All­
gemeinheit“ einer urheberrechtlich geschützten Ware in ei­
nem Mitgliedstaat dann anzunehmen ist, wenn ein Unter­
nehmen über eine Webseite in einem Drittstaat eine Ver­
einbarung schließt über den Verkauf und die Versendung 
der Ware an einen privaten Käufer mit einer dem Verkäufer 
bekannten Adresse in dem Mitgliedstaat, in dem die Ware 
urheberrechtlich geschützt ist, den Kaufpreis für die Ware 
erhält und die Ware an den Käufer an die vereinbarte 
Adresse liefert, oder ist für eine solche Annahme auch 
noch erforderlich, dass die Ware vor dem Verkauf Gegen­
stand eines Verkaufsangebots oder einer Werbung war oder 
auf einer Webseite gezeigt wurde, die an die Verbraucher in 
dem Mitgliedstaat gerichtet war, in den die Ware geliefert 
wird? 

2. Ist Art. 5 Abs. 1 und Abs. 3 der Richtlinie 2008/95 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2008 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten über die Marken ( 2 ) dahin gehend auszulegen, dass 
die Benutzung einer Marke in einem Mitgliedstaat im „ge­
schäftlichen Verkehr“ dann anzunehmen ist, wenn ein Un­
ternehmen über eine Webseite in einem Drittstaat eine Ver­
einbarung schließt über den Verkauf und die Versendung 
einer mit einer Marke versehenen Ware an einen privaten 
Käufer mit einer dem Verkäufer bekannten Adresse in dem 
Mitgliedstaat, wo die Marke registriert ist, den Kaufpreis für 
die Ware erhält und die Ware an den Käufer an die ver­
einbarte Adresse liefert, oder ist für eine solche Annahme 
auch noch erforderlich, dass die Ware vor dem Verkauf 
Gegenstand eines Verkaufsangebots oder einer Werbung 
war oder auf einer Webseite gezeigt wurde, die an die Ver­
braucher in dem Mitgliedstaat gerichtet war, in den die Ware 
geliefert wird? 

3. Ist Art. 9 Abs. 1 und 2 der Verordnung Nr. 207/2009 des 
Rates vom 26. Februar 2009 über die Gemeinschaftsmar­
ke ( 3 ) dahin gehend auszulegen, dass die Benutzung einer 
Marke in einem Mitgliedstaat im „geschäftlichen Verkehr“ 
dann anzunehmen ist, wenn ein Unternehmen über eine 
Webseite in einem Drittstaat eine Vereinbarung schließt 
über den Verkauf und die Versendung einer mit einer Ge­
meinschaftsmarke versehenen Ware an einen privaten Käu­
fer mit einer dem Verkäufer bekannten Adresse in einem 
Mitgliedstaat, den Kaufpreis für die Ware erhält und die 
Ware an den Käufer an die vereinbarte Adresse liefert, oder 
ist für eine solche Annahme auch noch erforderlich, dass die 
Ware vor dem Verkauf Gegenstand eines Verkaufsangebots 
oder einer Werbung oder auf einer Webseite gezeigt wurde, 
die an die Verbraucher in dem Mitgliedstaat gerichtet war, in 
den die Ware geliefert wird?
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